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Kanton,
Stadt undRegion

Mathe oder Sport auf Französisch
Mit bilingualemUnterricht sollen die Schulkinder besser Französisch lernen.

Elena Zingg

AmAnfang seienviele skeptisch
gewesen, erklären die Schüle-
rinnen und Schüler aus der
Oberstufe in Grenchen bei der
Vorstellung des Projekts «Bilin-
gualer Unterricht an der Volks-
schule? Absolument!».

Bei diesem Projekt der PH
FHNW,das imJahr2022gestar-
tet ist, geht es darum, die Fran-
zösischkompetenz der Schüle-
rinnenundSchülerwährendder
Schulzeit zuverbessern.Dasge-
schieht, indem der Unterricht
teilweise auf Französisch ge-
führtwird. Sowerdenaneinigen
Schulen im Kanton Fächer wie
zum Beispiel Mathematik oder
Sport neu auf Französisch statt
auf Deutsch unterrichtet. Der
Anstoss fürdasProjektkamvom
Kanton Solothurn, dies imRah-

men des «SOprima»-Program-
mes.Dieses setzt sich dafür ein,
dass Französisch an den Volks-
schulen einen höheren Stellen-
wert erhält.

DergrosseVorteil desUnter-
richts auf Französisch sei, dass
die Schulkinder die im Sprach-
unterricht erlernten Dinge di-
rekt anwendenkönnten, erklärt
Andreas Walter, Vorsteher des
Volksschulamtes des Kantons.

Der klassischeSprachunter-
richt bleibe aber trotzdem not-
wendig. Denn: «Natürlich
braucht es auchdiegrundlegen-
den Sprachstrukturen wie
Grammatik und Wortschatz.
Ohne diese kann die Sprache
nicht erlernt werden», erklärt
der Amtsvorsteher.

Die Erfahrungen der Lehr-
personen mit dem bilingualen
Unterricht seien grundsätzlich

gut. Die Leistungen ihrer Schü-
lerinnenundSchüler inFranzö-
sischhätten sichverbessert und
in den anderen Fächern nicht
verschlechtert. Es sei sogar eher
das Gegenteil der Fall. Diese
Erfahrungen sollte man aber
nicht verallgemeinern, erklärt
AndreasWalter.

Umsicherzustellen,dass sich
dieLeistungenderSchülerinnen
undSchülerwie gewünscht ver-
bessern, arbeite man zusätzlich
mit der Uni Genf zusammen.
EineStudiezurVeränderungder
Schulleistungen der Kinder in
denverschiedenenFächern ist in
Arbeit.ErsteErgebnisseausdem
KantonNeuenburg,derauchein
Projekt zum bilingualen
Unterricht durchführt, zeigen
auf, dass sich die Fremd-
sprachkompetenzen der Schul-
kinder verbessern, erklärt Wal-

ter.«Und,was ichsehrspannend
finde, auch das Können in der
Mutterspracheverbessert sich.»
ImRahmen des Projekts haben
10Prozent der Schulen imKan-
tonmit insgesamt 15Lehrperso-
nen teilgenommen.Zusammen
mitdiesenPionierschulenkonn-
te man ihm Rahmen des Pro-
jekts verschiedene Dokumente
erarbeiten.

So zum Beispiel auch auf
Französischgestaltete Schullek-
tionen für verschiedene The-
men und Fächer. Diese sind öf-
fentlich und können auch von
anderenLehrpersonenverwen-
det werden.

FürdieZukunft hatAndreas
Walter vor allemeinenWunsch:
«Das oberste Ziel für die Zu-
kunft ist natürlich, dass noch
weitereSchulendenbilingualen
Unterricht einführen.»

Schlechtes Gesetz oder schlechte Absicht?
Streit umPflegefinanzierung: Schiebt der Kanton konsequent Kosten an dieGemeinden ab?

Raphael Karpf

DerKantonschnallt seinenGür-
tel enger. 60MillionenFranken
sollen pro Jahr eingespart wer-
den, mindestens. Obwohl es
wohl noch einige Monate dau-
ert, bis bekannt ist, wo genau
der Rotstift angesetzt werden
soll,wirft der sogenannteMass-
nahmenplan bereits seinen
Schatten voraus.

Insbesondere in den Ge-
meindenwirdmanunruhig.Die
Befürchtungdort:DassderKan-
ton nicht Leistungen abbaut,
also effektiv spart, sondern ein-
fach Aufgaben an die Gemein-
denabschiebt.Dass derKanton
seine Finanzen also zumindest
teilweise auf Kosten der Ge-
meinden saniert.

Wie gesagt: Ob das effektiv
eintreten wird, wird sich erst
noch zeigen. Fakt ist: Es gab in
derPolitik auch schonStimmen,
die forderten, dass der Kanton
seine «Grosszügigkeit» gegen-
über den Gemeinden ablege.
Ebenfalls Fakt ist, dassderKan-
ton in den vergangenen Jahren
immer wieder Kosten der Ge-
meinden übernommen hat: für
die Sonderschulen, die Sanie-
rung der Schiessstände oder
auch die Ausfinanzierung der
Pensionskasse, umnurdreiBei-
spiele zu nennen.

EinGesetzüberzehn
Jahre ignoriert
DochnunhabendieGemeinden
einen Punkt gefunden, bei dem
sie währendmehr als zehn Jah-
renKostenübernommenhaben,
fürdie perGesetz eigentlichder
Kanton zuständig wäre. Gut
möglich, dass dieser Umstand
bei den sicherlich harten Ver-
handlungen um das Sparpaket
als Argument aufgeführt wird.

Es geht um die sogenannte
Akut- und Übergangspflege. Es
ist ein Instrument, das bereits
2008 geschaffen wurde. Die
Idee: Patientinnen und Patien-
ten sollen nach einer Behand-
lung das Spital möglichst rasch

verlassen können und, je nach
Einzelfall, entweder zu Hause
von der Spitex oder vorüberge-
hend in einem Pflegeheim ge-
pflegt werden. Die Spitäler sol-
len so entlastet werden.

AngeordnetwirddieseAkut-
und Übergangspflege von den
ÄrztinnenundÄrzten imSpital.
Gesetzlich ist zudem relativ ge-
nau geregelt, wanndies der Fall
sein soll: Insbesondere hat die
Akut- und Übergangspflege
nicht zum Ziel, Patientinnen
undPatientenvorübergehend in
einem Altersheim unterzubrin-
gen, bisdort offiziell einBett frei
wird.Zeitlich ist das Instrument
darum auf maximal zwei Wo-
chen begrenzt.

Und was genau hat das nun
mit denKosten vonKantonund
Gemeinden zu tun? Den Spital-
aufenthalt bezahlen die Kran-
kenkassen, die Patientin oder
der Patient und, zu einem we-
sentlichenTeil, der Kanton. Bei

der Spitex oder den Altershei-
men übernehmen hingegen die
Gemeinden die Restkosten.
Einen Sonderfall stellt nun die
Akut- undÜbergangspflegedar.
Obwohl die Pflegeleistungen
vondenHeimenoderder Spitex
erbrachtwerden,werden sie für
diesezweiWochennachdenRe-
geln der Spitalfinanzierung be-
zahlt, also zu einem wesentli-
chen Teil vom Kanton. Anders
gesagt: Ob ein Arzt oder eine
Ärztin beim Spitalaustritt die
Akut- undÜbergangspflege an-
ordnet oder nicht, entscheidet
darüber, obderKantonoderdie
Gemeinden in den nächsten
zweiWochenbezahlenmüssen.

Und hier wollte es nun Da-
nielUrech,Kantonsrat derGrü-
nenausDornachundVorstands-
mitglieddesEinwohnergemein-
deverbands, genauwissen.Wird
die Akut- und Übergangspflege
korrekt angeordnet?Wiehäufig
war dies in den letzten Jahren

der Fall?OderwerdenhierKos-
ten an die Gemeinden abge-
wälzt? Diese Vermutung sei zu-
letzt in verschiedenenGemein-
den entstanden, schreibt er in
seinemVorstoss.

Die Antwort der Regierung
liegt mittlerweile vor. Und sie
lässt aufhorchen. Denn in den
letzten fast 16 Jahrenwurde die
Akut-undÜbergangspflegekein
einziges Mal angeordnet. Nach
jedem einzelnen Spitalaustritt
bezahlten also die Gemeinden.
Dass in all den Jahren bei kei-
nem einzigen Spitalaustritt die
gesetzlichen Voraussetzungen
für die Akut- und Übergangs-
pflege erfüllt gewesen sein sol-
len, ist schlicht unmöglich.

WiesoalsohabendieÄrztin-
nen und Ärzte dieses Instru-
ment nie angeordnet? Wurden
hier systematisch Kosten vom
Kanton an die Gemeinden ab-
gewälzt? Oder gibt es andere
Gründe?

FürdenSolothurnerRegierungs-
rat liegt es daran, dass das Ge-
setzeinFehlkonstrukt ist.Erver-
weist darauf, dass lediglich die
Hälfte der Kantone dieses In-
strument überhaupt anwendet.
Und selbst in diesen Kantonen
war nur bei einem Prozent aller
Spitex-Patientinnenund-Patien-
ten Akut- und Übergangspflege
angeordnetworden.

Woran hapert es? Mittler-
weile liegeneineEvaluationund
auch eine Studie zum Thema
vor.Das Fazit ist einigermassen
vernichtend. Die Dauer von
zweiWochensei viel zukurz, um
die Patientinnen und Patienten
angemessenbehandeln zukön-
nen, undauchder administrati-
ve Aufwand sei dafür, dass nur
wenige Personen davon betrof-
fen sind, viel zu gross. Fazit aus
einer Studie ausdemJahr 2022:
«DieAkut- undÜbergangspfle-
ge ist schweizweit hinterdenEr-
wartungen zurückgeblieben.»

Das liege aber nicht daran, dass
kein Bedarf bestehen würde.
Sonderndaran, dass das Instru-
ment in seiner jetzigen Form
schlicht untauglich sei.

«Ratlosund
ernüchtert»
ÜberzeugendieseBegründungen
dieGemeinden?FürDanielUrech
sind sie zumindest nachvollzieh-
bar.DennochseiereinStückweit
ratlos und ernüchtert. «Aus Sicht
der Gemeinden war es natürlich
nicht die Idee, dassdieses Instru-
mentnieangewendetwird.»

Böswilligkeit, dass also Kos-
tenabsichtlichvomKantonandie
Gemeinden abgewälzt würden,
will er niemandem unterstellen.
Urech sagt aber auch: «Solange
manalleKostenaufdieGemein-
den abwälzen kann, bestehen
keine Anreize, die Akut- und
Übergangspflege überhaupt an-
zuordnen.» Und das sei dann
docheinigermassen störend.

Noch deutlicher wird Tho-
mas Blum, Geschäftsführerdes
Einwohnergemeindeverbands:
«Die Verantwortlichen halten
sichhier klar nicht andie gesetz-
lichen Vorgaben.» Man müsse
politisch hinterfragen, wieso die
Ärztinnen und Ärzte der Solo-
thurnerSpitälernieoffiziellAkut-
und Übergangspflege angeord-
net haben. «Das hat in den ver-
gangenen Jahren zu einer klaren
Entlastung des kantonalen Bud-
gets beziehungsweise zu einer
ungerechtfertigtenBelastungder
Gemeindekassen geführt.» Für
BlumsinddieAntwortenderRe-
gierungAusflüchte.

Um wie viel Geld es geht, ist
übrigensnichtbekannt.Wieviele
Patientinnenindenletzten16Jah-
ren theoretisch für die Akut- und
Übergangspflege infrage gekom-
menwären, lässt sich unmöglich
rekonstruieren.Dochwennesnur
wenigehundertproJahrgewesen
wären, dürfte es schnell umMil-
lionenbeträgegehen.Verschiede-
neSpitex-Organisationensindak-
tuelldaran,dieseLeistungensys-
tematischzuerfassen.

EineSpitex-Mitarbeiterin pflegt einenPatienten.Wer für die Pflege nachdemSpitalaustritt bezahlenmuss, ist politisch umstritten. Bild:M. Canonica

In eigener Sache

Co-Chefredaktoren verlassen
SZ, GT und OT Ende Oktober

Sven Altermatt und Lucien Flu-
ri, die beiden Co-Chefredakto-
ren von Solothurner Zeitung,
Oltner Tagblatt und Grenchner
Tagblatt, wechseln zu Ringier.

SeitNovember 2021 leiteten
Fluri und Altermatt die Zei-
tungstitel vonCHMedia imKan-
ton Solothurn. Bei Ringier wer-
den sie ab dem 1. November
2024 die frei werdende Co-Lei-
tungdes«Blick»-Politikressorts
übernehmen.Diebeiden Journa-

listen schrieben früher für das
Inlandressort von AZ Medien/
CHMedia sowie imSolothurner
Regionalteam. Fluri war wäh-
rend13 Jahren fürdasUnterneh-
men tätig,Altermatt verlässt das
Unternehmen nach elf Jahren.

«Die Zeitung ist in der Re-
gion stark verankert. Altermatt
und Fluri haben die publizisti-
scheStellungvonSZ,OTundGT
mit Recherchen, in der Politbe-
richterstattung undmit leserna-
henGeschichtenausgebaut. Zu-
dem haben sie die Titel digital
vorwärtsgebracht», sagt Patrik
Müller,ChefredaktorCHMedia.
«Das Unternehmen dankt
den beiden bereits jetzt für ihr
langjähriges Engagement.»
Die Nachfolgeplanung in Solo-
thurn werde zügig an die Hand
genommen. (chm)


